
der Auffassung von F r i t z s c h e  hinsichtlich der in 
den Analysen einzuschätzenden Faktoren nicht in vol­
lem Umfang zugestimmt werden, da die von ihm ver­
langten Faktoren von den einzelnen Rechtspflegeorga­
nen nicht in gleicher Weise beurteilt werden können9. 
Die örtlichen Räte sollten vielmehr bei der Vorbereitung 
der Beschlüsse der Kreistage stärker auf Informationen 
und Analysen aus dem Kompetenzbereich der einzelnen 
Rechtspflegeorgane Wert legen, denn neben der Krimi­
nalitätsanalyse des Kreisstaatsanwalts sind für die 
Gestaltung der Beschlüsse auch die Einschätzung der 
polizeilichen Lage (z. B. hinsichtlich der Ordnungs­
widrigkeiten) und die Erfahrungen der Konflikt- und 
Schiedskommissionen bedeutsam.
Ferner muß beachtet werden, daß es sich bei den Ana­
lysen um territoriale Analysen handelt und insofern in 
den einzelnen Kreisen u n t e r s c h i e d l i c h e  Schwer­
punkte zu beachten sind. In einzelnen Kreisen wurde 
zwar die Initiative des Kreistages Quedlinburg aufge­
griffen, aber in den Beschlüssen nur kopiert. Nicht in 
jedem Fall wurde eine konkrete territoriale Analyse 
zugrunde gelegt. Eine solche Tendenz wurde von den 
Organen des Rates des Bezirks Halle zu Recht abge­
lehnt, und es wurde angestrebt, daß die Beschlüsse in 
allen Kreisen sorgfältig vorbereitet werden. Dabei hat 
die öffentliche Diskussion der Programmentwürfe die 
gesamte Vorbereitungsarbeit bereichert und den Volks­
vertretungen und ihren Organen wertvolle Anregungen 
gegeben. Es muß aber darauf geachtet werden, daß die 
Initiative der Bevölkerung nach der Beschlußfassung 
nicht nachläßt. Das war in einigen Kreisen dann der 
Fall, wenn das Gesamtanliegen der Kreisprogramme 
— komplexe Wirksamkeit bei der Lösung der Auf­
gaben — durchbrochen wurde. Dabei zeigte sich, daß 
noch nicht überall der Ressortgeist ausgeräumt war, 
daß noch nicht in jedem Bereich die sozialistische 
Rechtspflege als integrierender Bestandteil der Lei­
tungstätigkeit verstanden wurde, daß es noch nicht 
jedem Leiter gelang, die Maßnahmen der Programme 
schwerpunktmäßig zu verwirklichen und die Kontrolle 
allseitig zu entwickeln — kurzum: die Mängel, die auf­
traten, hatten ausschließlich subjektiven Charakter. 
Demgegenüber wird aber in fast allen Kreisen immer 
stärker die Tendenz erkennbar, daß die einzelnen Or­
gane der Volksvertretungen an den Aufgaben komplex 
arbeiten. Beispielsweise wirken in den Bereichen In­
neres und Volksbildung sowohl die Fachorgane als auch 
die entsprechenden ständigen Kommissionen zusam­
men. Dabei werden Beratungen mit Lehrern, Er­
ziehern, Eltern und FDJ-Mitgliedern durchgeführt, um 
die staatsbürgerliche Erziehung zu verbessern. In ver­
schiedenen Kreisen bemühen sich die Leitungen im 
Bereich des Handels um die Verhütung von Rechtsver­
letzungen.
Der Rat des Kreises Quedlinburg kontrolliert regel­
mäßig die Verwirklichung des Programms. Die einzel­
nen Ratsmitglieder (und nicht etwa der Stellvertreter 
für Inneres) schätzen ein, wie die Aufgaben in ihrem 
Verantwortungsbereich gelöst werden. Diese Erfahrung 
wurde anderen Räten der Kreise vermittelt, da die 
Kontrolle eine Seite der wissenschaftlichen Leitungs­
tätigkeit ist.
Die Planmäßigkeit der Leitung ist selbstverständlich 
auch für die Tätigkeit des Bezirkstages und des Rates 
des Bezirks bedeutsam. Hinzu kommt aber noch das 
Studium und die Kontrolle der Wirksamkeit der Pro­
gramme in den Kreisen.
Der Rat des Bezirks Halle schätzte z. B. im Oktober 1966 
die Entwicklung der Leitungstätigkeit der Staatsorgane 
zur Durchsetzung des Rechtspflegeerlasses im Bezirk 
ein. Diese Einschätzung ergänzte der Vorsitzende des
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Rates des Kreises Quedlinburg durch einen Bericht 
über Erfahrungen und Ergebnisse der Arbeit mit dem 
Programm des Kreistages. Bereits zu Beginn des Jahres 
1966 war beim Stellvertreter für Inneres eine Arbeits- 

' gruppe gebildet worden, der Vertreter der Bezirks­
organe der Rechtspflege und der Juristischen Fakultät 
angehören. Sie hatte für die Ratssitzung die Erfahrun­
gen der Kreise ausgewertet und Grundsätze für das 
koordinierte Zusammenwirken aller staatlichen und 
gesellschaftlichen Institutionen im Kreis bei der Zu- 
rückdrängung der Kriminalität und anderer Rechtsver­
letzungen ausgearbeitet. Diese Grundsätze wurden vom 
Rat beschlossen und sichern die Leitung der Aufgaben 
im Bereich der Rechtspflege in den Kreisen.

Koordiniertes Zusammenwirken und Konzentration 
auf Schwerpunkte

Mit der Verabschiedung der Programme durch die 
Kreistage wurde die Planmäßigkeit der Leitung im 
wesentlichen erreicht. Gleichzeitig damit vollzog sich 
ein interessanter Prozeß: Während vorher die Verant­
wortlichkeit der einzelnen Staatsorgane, Betriebe und 
gesellschaftlichen Organisationen auf dem Gebiet der 
Rechtspflege vielfach nebeneinander bestand, ent­
wickelten sich jetzt die Kreistage zu den Organen, bei 
denen die Aufgaben zur Vorbeugung von Rechtsver­
letzungen zusammenfließen. Das entspricht ihrer Stel­
lung im System der Staatsorgane. Damit ist den Kreis­
tagen in die Hand gegeben, die Tätigkeit der Staats­
organe. Betriebe und gesellschaftlichen Organisationen 
unter strikter Wahrung ihrer staatlichen Stellung zu 
koordinieren. Zugleich sind sie gezwungen, sich auf 
Schwerpunkte zu konzentrieren, wobei vor allem der 
Gleichklang von Rechtspflege und Entwicklung im 
Territorium zu beachten ist. Koordinierung und Kon­
zentration sind bestimmend für die Effektivität der Ar­
beit, d. h. für „überschaubare und kontrollierbare Er­
gebnisse bei der Einflußnahme auf die Förderung einer 
gesellschaftlichen Atmosphäre, in der unser neues Recht 
bewußt für die Gestaltung neuer Beziehungen der Men­
schen zueinander und zum Staat genutzt wird und die 
Erziehung und Selbsterziehung der Werktätigen hohe 
Wirksamkeit erlangt“11'.
Eine koordinierte Arbeit wird nicht dadurch erreicht, 
daß im Programm die Aufgaben für alle Organe im 
Kreis definiert werden. Das Programm ist in erster 
Linie ein Beschluß für die Tätigkeit des Kreistages udü 
seiner Organe; insofern muß die Tätigkeit aller ande­
ren Organe darauf abgestimmt sein, da die Beschlüsse 
des Kreistages Arbeitsgrundlage für alle im Kreis ge­
legenen Betriebe, Institutionen usw. sind. Die Pro­
gramme führen deshalb nicht zur Aufhebung der Ver­
antwortlichkeit dieser Organe (z. B. der Betriebsleiter) 
für die Rechtspflegeprobleme in der eigenen Leitungs­
tätigkeit. In dieser Hinsicht schätzte z. B. auch der Vor­
sitzende des Rates des Kreises Quedlinburg das Pro­
gramm des Kreises ein und betonte, daß es überarbeitet 
werden wird und daß die gesellschaftlichen Organisa­
tionen koordiniert mit den Maßnahmen des Staats­
apparates für ihren Bereich e i g e n e  Beschlüsse zur 
Zurückdrängung der Kriminalität, besonders der Ju­
gendkriminalität, fassen werden, da die Form der im 
Programm gegebenen Empfehlungen nicht voll wirk­
sam geworden ist. Daran wird deutlich, daß die Koor­
dinierung nicht i m Programm vorgenommen werden 
kann, sondern sich in der Arbeit mit dem Programm 
entwickelt.
Wenn so an die Beschlußfassung herangegangen wird, 
können auch solche Festlegungen vermieden werden, 
mit denen Rechtspflegeorgane unzulässig bevormundet * S.
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